
 
Fraktion FW-UDS in der 

Stadtverordnetenversammlung 
der Kreisstadt Dietzenbach 

________________________________________________________________________ 

 

An 

die Stadtverordnetenvorsteherin der                                              

Kreisstadt Dietzenbach                                                                                      16.05.2022

             

    

Antrag zur Überprüfung der Abfallgebührenordnung 

 

Die SVV möge in öffentlicher Sitzung wie folgt beschließen: 

Der Magistrat wird aufgefordert, die notwendigen Informationen für eine tiefergehende 

Diskussion über das unterschiedliche Verhalten bei der Entsorgung des Hausmülls 

aufzubereiten, um so ggfs. die Gebührenordnung anpassen zu können. 

 

Begründung: 

In der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses im Dezember 2021 wurde anlässlich der 

aktuellen Gebührenanpassungen über „die Möglichkeiten der Abkehr vom 

Gebührenmodell der Einheitsgebühr – Bemessungsgrundlage der Abfallgebühr ist 

grundsätzlich das Nennvolumen des Restmüllbehälters“ diskutiert.  

Vor allem die Frage, ob die Haushalte in großen Wohnanlagen weit über die eigentliche 

Kostenverursachung hinaus zu der wiederholten Gebührenabsenkung seit Einführung der 

Bio-Tonne beitragen (siehe hierzu auch den Antrag von 2016 in der Anlage), wurde u.E. 

nicht korrekt beantwortet. Die in der Sitzung getroffene Aussage, dass lediglich die 

Wohnanlage Rosenpark ein Problem bei der Mülltrennung habe, entspricht vermutlich einer 

zu geringen Aufmerksamkeit der Hausverwaltungen auf die Entwicklung einzelner 

Kostenpositionen. Fakt ist, dass in verschiedenen Großanlagen die Müllgebühren nach der 

Einführung der Bio-Tonne um 50-80% gestiegen waren.  

Wichtig für die weitere Diskussion ist deshalb einerseits die Darstellung der Kosten- und 

Gebührenentwicklung seit 2014 und andererseits die differenzierte Entwicklung der 

Müllkosten für die Großwohnanlagen.  

Außerdem ist es für die nächste Gebührenkalkulation (mit oder ohne Modifizierung) wichtig, 

den Stand des Klageverfahrens bzgl. der Wohnanlage Rosenpark zu berücksichtigen. 

Entgegen den Aussagen in der HAFI-Sitzung sind sehr wohl Rückstellungen gebildet 

worden und diese sollten je nach Einschätzung aufgelöst oder sogar erhöht werden. 

 

Fraktion FW-UDS 

Jens Hinrichsen 

 

 

Anlage: 



 

                                                   

 

An 

die Stadtverordnetenvorsteherin der 

Kreisstadt Dietzenbach 

             

                 13.06.2016 

Antrag: Änderung Abfallsatzung  

         

Die SVV möge wie folgt beschließen: 

Der Magistrat wird beauftragt,  

1. durch ein in Auftrag zu gebendes Sachverständigengutachten die aktuelle Kostenrechnung und deren 
Ergebnisse nach Einführung der Biotonne darzustellen, 
 

2. die Abfallsatzung dahingehend zu modifizieren, dass die Gebühren bei faktischer Unmöglichkeit einer 
qualifizierten Mülltrennung den verursachten Kosten entsprechen. Dies gilt speziell bei Hochhäusern 
mit Müllschluckanlagen. 
 

Begründung:  

 

1. Gutachten zu den Kosten und Gebühren 
 

Der Magistratsvorlage 17/1062/70 zur Änderung der Abfallsatzung ist eine Planrechnung als Basis für die 

Müllgebühren beigefügt. Rechnerisch wird ein steigender Überschuss (2017: 305 TEUR) ausgewiesen.  

Das Gesetz über kommunale Abgaben (KAG) gibt vor: „das Gebührenaufkommen soll die Kosten der 

Einrichtung nicht übersteigen“. Kostenüber- bzw.-unterdeckungen sind in den kommenden Jahren 

auszugleichen. Eine Gebührenanpassung setzt die gutachterliche Feststellung der aktuellen und zukünftig 

zu erwartenden Kostensituation voraus.  

 

2. Situation in Hochhäusern mit Müllschluckanlagen 
 

Für die fünf Hochhäuser mit Müllschluckanlagen in der Wohnanlage Rosenpark haben sich die Gebühren 

durch die neue Abfallsatzung um über 80% erhöht! 

Maßgeblich hierfür ist das wohl kaum veränderbare Verhalten von Bewohnern von Anlagen mit 

Müllschluckeinrichtungen. Solange die vorhandenen Müllschlucker nicht geschlossen werden (baurechtlich 

nicht realisierbar), fällt der Müll vorwiegend als Restmüll an. Die vorgesehene Halbierung der Leerungstermine 

für Restmüll ist nicht realisierbar. 

In Konsequenz werden die annähernd gleichen Mengen an Restmüll-Behältern zwar zu den bisherigen Kosten 

geleert, die Müllgebühren steigen allerdings um 280 TEUR p.a.. Dies führt zu der die ethisch kaum zu 

rechtfertigende Situation, dass die qua Satzung erzwungenen Mehrausgaben einer Gruppe von Haushalten 

wegen der per KAG gebotenen Kostenneutralität gebührensenkend für alle anderen Haushalte wirken werden.  

Dies muss durch eine entsprechende Änderung der Müllsatzung vermieden werden.  

Es wäre für die Bürger auch kaum verständlich, wenn die Politik vor der Wahl mehrheitlich den Bedarf nach 

preiswertem Wohnen verkündet, um dann bei bestehendem günstigem Wohnraum die Explosion der 

Nebenkosten nicht im Zaum zu halten. 

 

Jens Hinrichsen   

 

Fraktion DL/FW-UDS in der 

Stadtverordnetenversammlung  
der Kreisstadt Dietzenbach 


